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Hinter vorgehaltener Hand

Erfahrene Internetnutzer wissen es längst: Wer sich mit einem Schild 
in der Hand ablichten lässt und das Foto selbst ins Netz stellt, erweist 
sich als blutiger Anfänger. Denn ein gängiges Grafikprogramm genügt, 
um die Botschaft mit wenigen Handgriffen auszutauschen. Tatsäch-
lich bleibt eine derart offene Einladung zu allerlei Schabernack selten 
ungenutzt. Das musste auch die damals amtierende Innenministerin 
Nancy Faeser (SPD) erfahren, die im Jahr 2024 auf einer entsprechen-
den Fotomontage zur Hauptdarstellerin eines Memes wurde. Der neue 
Text lautete: „Ich hasse die Meinungsfreiheit!“ Für die inhaltliche Be-
stätigung und weite Verbreitung der satirischen Botschaft sorgte die 
Ministerin persönlich: Sie stellte Strafantrag nach § 188 StGB gegen 
den Chefredakteur des betreffenden Online-Magazins. Das AG Bam-
berg gab diesem Begehren zunächst statt: Es verurteilte den Ange
klagten zu sieben Monaten Haft auf Bewährung. Darüber hinaus sollte 
er sich schriftlich bei der Ministerin für die „unwahre Tatsachenbe-
hauptung“ entschuldigen. Hiergegen legte nicht nur der Verurteilte 
Berufung ein, sondern auch die Staatsanwaltschaft Bamberg, nach 
deren Auffassung „das Strafmaß dem Unrechtsgehalt der Tat nicht 
gerecht“ werde.

Nun wurde das Urteil durch die Berufungsinstanz aufgehoben. Laut 
LG Bamberg sei der fragliche Post „im Gesamtkontext gesehen durch 
die Meinungsfreiheit gedeckt“, eine Verleumdung, Ehrverletzung oder 
Beleidigung liege nicht vor. Auffällig hierbei ist die komplette Kurs
änderung der Staatsanwaltschaft, die nun ihrerseits einen Freispruch 
gefordert und dies bereits einen Tag vor der Verhandlung medial hatte 
verbreiten lassen. Zurück bleibt ein schales Gefühl. Denn die Bedin-
gungen für den Richtungswechsel der Ankläger bleiben im Dunklen. 
Wir werden nie erfahren, auf wessen Einfluss die gewonnene Schlacht 
zurückzuführen ist. Und so bleibt dem Angeklagten trotz seines Frei-
spruchs die Rolle des Spielballs der politischen Großwetterlage. In wie 
vielen medial unbeachteten, ähnlich gelagerten Fällen haben Beschul-
digte längst erschrocken einen Strafbefehl akzeptiert und sich von der 
aktiven Teilnahme an politischen Diskussionen zurückgezogen? Auch 
das wird öffentlich nie bekannt werden. Die Sondergesetzgebung zu 
Gunsten von Politikern, massiv verschärft durch das 2021 erlassene 
„Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskrimi-
nalität „, wirkt durch die furchteinflößende Macht ihrer systematischen 
Unbestimmtheit. Nur: Wollen wir wirklich so leben, hinter vorgehal
tener Hand? Soll der verstohlene Blick, das hastige Flüstern, der leise 
erzählte, subversive Witz wieder unsere Kommunikation bestimmen, 
immer in Furcht vor dem Blockwart? Ist es das, was von der Demo
kratie übrigbleibt, wenn wir uns alle im dichten Gestrüpp der Hinweis
geber, Meldestellen, Sondergesetze, Netzüberwachung und Medien-
zensur verfangen haben? Der Bamberger Sieg sollte uns nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass uns der Freiheitskampf erst noch bevorsteht! •

Dr. h.c. Gerhard Strate ist Rechtsanwalt in Hamburg und einer der renommierten 
Strafverteidiger des Landes

Finanzämter. Steuerprüfer haben im 
vergangenen Jahr bundesweit 
19.080 Kassennachschauen durch-
geführt. Das hat die Bundesregie-
rung der AfD-Fraktion geantwortet. 
Bei der vorgeschriebenen Nutzung 
Technischer Sicherheitseinrichtun-
gen (TSE) für elektronische Auf-
zeichnungssysteme (eAs) sei zu be-
achten, dass diese Kontrollen –un-
angekündigte Prüfungen durch Fi-
nanzämter von Kasseneinnahmen 
und -ausgaben – zusätzlich zu den 
regulären Außenprüfungen und an-
deren Nachschauen stattfänden.
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